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KMU Businesstreff – IT-Kosten sparen mit Open Source Software.

Tiefere Kosten, höhere Flexibilität
Am KMU Businesstreff vom 13. Sep-
tember konnten sich die Einzelmit-
glieder der Wirtschaftskammer Ba-
selland zum Thema «Open Source 
Software» weiterbilden. Rund 68 Per-
sonen nahmen am gemeinsam mit 
der Rorotec GmbH organisierten An-
lass teil. Referent Dr. Matthias Stür-
mer, Senior Advisor bei Ernst & 
Young, vermittelte den Teilnehmen-
den das komplexe Thema klar ver-
ständlich.
Ein Software-Produkt wird als Open 
Source Software bezeichnet, wenn es 
unter einer der rund 70 von der Open 
Source Initiative (OSI) abgesegneten 
Lizenzen veröffentlicht ist. Das be-
deutet, dass der Quelltext der Soft-
ware in einer verständlichen Form 
vorliegt, die Software beliebig ko-
piert, verbreitet und genutzt, aber 
auch verändert und in der veränder-
ten Form weitergegeben werden darf. 
Es handelt sich also nicht um eine 
Technologie, sondern um eine Lizenz 
für ein Computerprogramm.
Laut Stürmer könnten KMU kurz- 
und langfristig substantielle IT-Kos-
ten sparen, wenn sie Open-Source-
Lösungen auf professionelle Weise 
einsetzen oder gemeinsam mit ande-
ren Unternehmen Open Source Soft-

ware entwickeln würden. Die tieferen 
Kosten entstünden hauptsächlich aus 
den wegfallenden, sich wiederholen-
den Lizenzgebühren. Neben den Kos-
ten hätten Open Source Software vie-
le weitere Vorteile. Man gewinne mit 
ihr die Kontrolle über die IT und kön-
ne so selber über Software und Daten 
verfügen und entscheiden, sagte 
Stürmer weiter. So sei man nicht an 
einen Softwarekonzern oder -liefe-
ranten gebunden und könne selber 
entscheiden, wer für die Wartung, 
Weiterentwicklung und Beratung ei-
ner Software zuständig sei.  Open 
Source Software brauche aber mehr 
Eigeninitiative der IT-verantwortli-

chen Person im Unternehmen, beton-
te er. Denn die Software müsse gut 
betreut werden, damit kein «Wild-
wuchs» bei der Weiterentwicklung 
entstünde. 
Der Anlass habe ihnen nicht nur den 
Kontakt zu Experten, sondern auch 
gleich den Erfahrungsaustausch mit 
anderen Teilnehmenden ermöglicht, 
meinten Walter Bucherer, Inhaber der 
Inter Papier Agentur IPA, und seine 
Frau Jacqueline. Sie hätten am An-
lass jemanden gefunden, der mit der 
Software arbeite, die sie interessiere. 
Daniel Thüring, Office-Service Thü-
ring, fand es interessant, zu sehen, 
was heute mit Open Source Software 

möglich sei. Für sein Geschäft sei er 
aber darauf angewiesen, dass der 
elektronische Dokumentenaustausch 
mit seinen Kunden reibungslos funk-
tioniere. Da müsse er auf die gängige 
Software setzen. Andrea Karrer von 
AdmiPerla suchte nach Informatio-
nen über Alternativen zu den gängi-
gen Programmen. Als Einfrau-Unter-
nehmen seien die Lizenzgebühren 
nicht zu unterschätzen. Sie fand ins-
besondere die Liste mit weiterführen-
den Links sehr hilfreich.
Roger Meier, Geschäftsführer der Ro-
rotec GmbH, und Dr. Matthias Stür-
mer waren sich einig, dass sich Open 
Source Software auch für KMUs loh-
nen könne. Eine gute Beratung und 
ein professioneller Support sei aber 
wichtig. Sie beide sehen ein Potenzi-
al für KMU, wenn sie sich für Open-
Source-Software-Lösungen mit KMU 
aus der gleichen Branche zusammen-
schliessen würden. So könne das An-
forderungsprofil an die Software 
branchenspezifisch erarbeitet und der 
Aufwand für das einzelne Unterneh-
men massgeblich reduziert werden.

Weitere Informationen unter  
E-Mail: s.schenker@kmu.org oder 
www.opensource.org

Referent  
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Polit-Kolumne

Die Schweiz hat die teuerste Autobahn
los günstiges Autobahnfahren erlaube. Das 
Gegenteil trifft zu: Wer «gebührenfrei» laut 
Verfassung eine Leistung beansprucht, die er 
längst unter anderem Titel bezahlt hat und 
mit jedem Liter Treibstoffverbrauch dauernd 
weiter bezahlt, der hat wirklich keinen 
Anlass, noch ein separates «Eintrittsbillett» 
für das Autobahnnetz zu lösen, egal zu 
welchem Preis. 

Nachdem es die unsägliche Vignette 
nun aber einmal gibt, weil es der 
Mehrheitswille so wollte, könnte man 

nach dem Prinzip von Treu und Glauben 
allenfalls über eine Preisanpassung an die 
Teuerung diskutieren. Das ergäbe dann ab 
1995  gerechnet einen Fünfliber mehr, also  
45 Franken. Alles darüber hinaus ist durch 
nichts zu rechtfertigen, weil für den Mehrpreis 
keine Gegenleistung für den Individualver-
kehr erbracht wird. Widerstand ist umso 
mehr angezeigt, als der Bundesrat ebenfalls 
per 2015 auch noch die Mineralölsteuer um 
sieben bis zehn Rappen pro Liter verteuern 
will. Dem Ständerat wären übrigens gar 
dreissig Rappen recht! 
Leuthards Vernehmlassungsverfahren hat 
zum Glück Protest auf der ganzen bürgerli-
chen Breite (mit Ausnahme der CVP) provo-
ziert. Der Vignetten-Inkassotrick samt dem 
hinkenden Vergleich mit Autobahngebühren 
in Nachbarländern wird von immer mehr 
Wählern und Stimmbürgern als das durch-
schaut, was er tatsächlich ist: Ein Überbleib-
sel  mittelalterlicher Wegelagerer-Mentalität. 
Wer Mühe hat damit, der lese doch in der 
Bundesverfassung den Nationalstrassenarti-
kel 83, Absatz 2: «Der Bund baut, betreibt 
und unterhält die Nationalstrassen. Er trägt 
die Kosten dafür.» Zu schön, um wahr zu 
sein…
Der Autor gibt seine eigene Meinung wieder. Diese muss sich 
nicht mit jener der Wirtschaftskammer decken.

D er schöne Satz steht in der Bundesver-
fassung (Artikel 82, Absatz  3): «Die 
Benützung öffentlicher Strassen ist 

gebührenfrei.» Das stimmt im Prinzip, aber es 
ist trotzdem falsch. Denn bei jeder Tankfül-
lung in der Schweiz liefern Einheimische und 
Ausländer für jeden Liter Treibstoff 87,4  
(Benzin) bzw. 92 Rappen (Diesel) an den 
Bundesfiskus ab (55 Prozent des Säulenprei-
ses). Die Autobahngebühren werden so an 
den Zapfsäulen einkassiert. 
Macht unter dem Strich 9,187 Milliarden 
Franken (2010) und bringt «Bern» rund  
15 Prozent der gesamten Bundeseinnahmen. 
Aber nur ein Drittel dieses «Strassengeldes» 
dient dem Bau, Unterhalt und Betrieb der 
Verkehrsinfrastruktur, also denen, die bezah-
len. Der «Rest» geht an den öffentlichen 
Verkehr und in die allgemeine Bundeskasse. 
Trotzdem weist die beim Bund separat geführ-
te Strassenrechnung (Sonderfinanzierung 
Strassenverkehr) derzeit ein zweckgebundenes 
Guthaben von rund drei Milliarden Franken 
aus. Die Motorisierten haben längst mehrfach 
bezahlt, was sie dereinst schulden werden.

Angesichts dieser Tatsache ist es über-
haupt nicht zu verstehen, dass die 
neue Verkehrsministerin, Doris  

Leuthard, ein Vernehmlassungsverfahren  
«für die künftige Finanzierung der Verkehrs-
infrastruktur» durchführte und sogar vor-
schlug, den Preis für die 1985 mit 30 Franken 
Jahresgebühr eingeführte Autobahnvignette 
von heute 40 auf 100 Franken zu erhöhen. 
Nur so könnten die Mehrkosten von jährlich 
rund 275  Millionen Franken finanziert wer-
den, die mit der geplanten Übernahme von 
rund 400 Kilometern bestehender Strecken ins 
Nationalstrassennetz entstünden, verlautete 
aus dem Verkehrsministerium. 
Kein Wort davon ist wahr. Die mutmassli-
chen Mehrkosten für früher bezahlte Auto-

bahnen sind von den Motorisierten bereits 
bis mindestens zum Jahr 2021 schon finan-
ziert! Und das dümmste Argument für die 
schamlose Vignetten-Topfkollekte lautet so: 
«Die Schweiz liegt damit deutlich unter dem 
Durchschnitt jener europäischen Länder, die 
eine Gebührenpflicht für Autobahnen ken-
nen.» In Tat und Wahrheit holt sich die 
Schweiz von sämtlichen Motorisierten auf 
allen Strassen, und nicht nur von den Auto-
bahnbenützern, per Vignetten-Gebühren 
zusätzliche rund 350 Millionen Franken 
jährlich. 
Dieses fahrleistungsabhängige eidgenössische 
Finanzierungssystem – Mineralölsteuern und 
Vignette plus Schwerverkehrsabgabe – ist 
zwar viel einfacher und auch zweckmässiger 
als das aufwändige Geldinkasso an Auto-
bahnzahlstellen. Aber das rechtfertigt noch 
lange keine willkürliche Verteuerung der 
Vignette, nur weil sie angeblich konkurrenz-

Peter Amstutz, ehemaliger  
Leiter der Bundeshaus- 
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Der viermal jährlich stattfindende KMU-Busi-
ness-Treff wurde geplant und organisiert von 
Saskia Schenker, Projektleiterin KMU-För-
derung. Sie ist darüber hinaus mit folgenden 
Aufgaben betraut: 

nPolitische Kommunikation – Monitoring, 
Analyse, Vernehmlassungsantworten, Schnitt-
stelle «Standpunkt der Wirtschaft».  
nProjektleitung Energiepaket seitens der 
Wirtschaftskammer Baselland (Informations-
veranstaltungen, Werbematerial, Schnittstel-
le Kanton). 
nOrganisation von Networking-Anläs-
sen wie KMU-Businesstreff oder «Arbeitgeber- 
Zmorge».  
nProjektleitung Liga der Baselbieter Steuer-
zahler und Liga der Baselbieter Stromkunden.
nVertretung der Wirtschaftskammer in ver-
schiedenen Fachkommissionen (z.B. Chancen-
gleichheitspreis beider Basel).

Saskia Schenker (31 Jahre) hat an der Univer-
sität Bern Politikwissenschaft und Volkswirt-
schaft studiert und einen CAS in «Professionel-
le Medienarbeit» erworben. Sie arbeitet seit 
2011 im Haus der Wirtschaft. 

Kontakt
E-Mail: s.schenker@kmu.org

Saskia 
Schenker

Umwelt

Startschuss zur Sanie-
rung der Deponie  
Feldreben ist gefallen 
Regierungspräsident Peter Zwick und Bau- und 
Umweltschutzdirektorin Sabine Pegoraro haben  
über das weitere Vorgehen bei der Sanierung 
der Deponie Feldreben in Muttenz informiert. 
Die Detailuntersuchung wurde im Juni abge-
schlossen. Mit knapp 40 Kernbohrungen und 
entsprechenden Feststoffanalysen sowie der Er-
stellung von fünf zusätzlichen Grundwasser-
messtellen konnte die Menge und die Lage der 
Schadstoffe sowie deren Auswaschungspoten-
tial detailliert untersucht werden. Der grösste 
Schadstoffanteil befindet sich vor allem im west-
lichen Teilbereich in einer Tiefe von fünf bis 
zehn Metern. 

Schadstoffe gelangten in Fels

Die aktuelle Grundwasserbelastung stammt 
nicht nur aus dem direkten Austrag aus dem 
Deponiekörper. Ein Teil der Schadstoffe ist in 
den darunterliegenden Fels gelangt und wird 
nun remobilisiert. Eine Schätzung des Anteils 
dieser sekundären Freisetzung an der Gesamt-
belastung ist schwierig, er ist aber relevant und 
bei der Sanierung zu berücksichtigen.
Aufgrund der Detailuntersuchungen formulier-
te das AUE zusammen mit dem Bundesamt für 
Umwelt die Sanierungsziele. Zusammen mit den 
erarbeiteten Kenntnissen über die Deponie ge-
ben nun diese Ziele laut Pegoraro eine sehr gu-
te Grundlage für die erforderliche Ausarbeitung 
des Sanierungsprojektes.
Zur Verstärkung seiner Kapazitäten und wegen 
der erforderlichen Spezialkenntnisse im Bereich 
Altlastensanierung wird dem Amt für Liegen-
schaftsverkehr (ALV) für den Zeitraum des Stu-
diums der Sanierungsvarianten und der Ausar-
beitung des Sanierungsprojekts ein anerkanntes 
Fachbüro zur Seite gestellt. Es handelt sich um 
die CSD Ingenieure AG. � BUD




